
Kleine Anfrage
der Fraktion der CDU/CSU

Steuerliche Begünstigung von Biodiesel und Pflanzenöl

Der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat weiter reichende globale 
Auswirkungen, u. a. auf die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe in 
Deutschland, beispielsweise durch die Verteuerung von Energie, Kraftstoffen 
und Düngemitteln. Als Folge des Krieges in der Ukraine müssen jetzt alle An-
strengungen unternommen werden, um die Abhängigkeit von Lieferungen fos-
siler Energie aus Russland zu verringern. Der Einsatz von Biodiesel und Pflan-
zenöl in Betrieben der Land- und Forstwirtschaft kann nach Ansicht der Frage-
steller hier einen bedeutenden Beitrag leisten. Die steuerliche Begünstigung 
von Biodiesel und Pflanzenöl nach § 57 des Energiesteuergesetzes (Ener-
gieStG) stellt aus Sicht der Fragesteller die entscheidende Voraussetzung dar, 
um zum einen Land- und Forstwirten einen ökonomischen Anreiz für den Ein-
satz von Biokraftstoffen und zum anderen Landtechnikunternehmen die nötige 
wirtschaftliche Sicherheit für die Entwicklung, Zertifizierung und Freigabe der 
Motoren zu geben. Zudem senkt eine nennenswerte Nutzung von klimafreund-
lichen und nachhaltigen Biokraftstoffen den energiebedingten CO2-Ausstoß der 
Land- und Forstwirtschaft erheblich.

Wir fragen die Bundesregierung:
1. Können land- und forstwirtschaftliche Betriebe eine Steuerentlastung ge-

mäß § 57 Absatz 5 Nummer 2 EnergieStG für die im Jahr 2022 eingesetz-
ten, versteuerten Energieerzeugnisse beantragen?
Wird diese Steuerentlastung für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 
weiterhin gewährt?

2. Ist nach Kenntnis der Bundesregierung, aufgrund der am 27. Januar 2022 
von der Europäischen Kommission veröffentlichten Klima-, Umwelt- und 
Energiebeihilfeleitlinien (KUEBLL), eine Notifizierung zur Fortführung der 
Gewährung von Steuerentlastungen für nachhaltige Biokraftstoffe erforder-
lich, die gemäß den Nachhaltigkeitskriterien der Erneuerbare-Energien-
Richtlinie zertifiziert wurden und gemäß § 57 Absatz 5 Nummer 2 Ener-
gieStG in Betrieben der Land- und Forstwirtschaft eingesetzt werden?
Falls ja, wurde diese bei der EU-Kommission beantragt, oder wann wird 
diese beantragt?

3. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Steuerentlastungen für versteuerte 
Energieerzeugnisse, die in Betrieben der Land- und Forstwirtschaft gemäß 
§ 57 Absatz 5 Nummer 2 EnergieStG eingesetzt werden, fortzuführen?
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4. Welche Ziele verfolgt die Bundesregierung hinsichtlich der Steuerentlas-
tung für land- und forstwirtschaftliche Betriebe beim Einsatz von Biokraft-
stoffen bei der Novelle der Energiesteuerrichtlinie?

5. Wie wahrscheinlich ist nach Auffassung der Bundesregierung, dass ein An-
trag für eine beihilferechtliche Genehmigung nach Anhang I Teil B des Ent-
wurfs der Energiesteuerrichtlinie weiterhin erforderlich sein dürfte?

6. Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Marktöffnung für XtL-Kraftstoffe 
(z. B. HVO) gemäß DIN 15940 durch Anpassung der 10. Bundes-
Immissionsschutzverordnung (BImSchV) zu ermöglichen und XtL-Kraft-
stoffe in Betrieben der Land- und Forstwirtschaft ebenfalls steuerlich zu 
entlasten?

Berlin, den 6. Mai 2022

Friedrich Merz, Alexander Dobrindt und Fraktion
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